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Zur Methodik der Index­
berechnung

Als Datengrundlage zur Berech-
nung der kantonalen Mengen- und 
Preisindizes dienen die OKP-Leis-
tungen aus dem Datenpool von 
santésuisse. Überobligatorische Ge-
sundheitsleistungen gehen also nicht 
in die Berechnung ein. Tabelle 1 zeigt 
die in der Studie berücksichtigten 
Leistungsarten mit ihrem jeweiligen 
Kostenanteil am Total der OKP-
Leistungen in den Jahren 2004 und 
2005. Aufgrund des Ausschlusses 
von einzelnen wenig gewichtigen 
Leistungen gehen von den gesamten 

OKP-Leistungen in der Höhe von 
20 Milliarden Franken pro Jahr noch 
etwa 18 Milliarden Franken, rund  
90 Prozent, in die Indexberechnung 
ein.

Das Grundproblem liegt darin, 
dass die Daten der einzelnen Leis-
tungen hauptsächlich in Form von 
Kosten vorliegen, also als Produkt 
von Preis und Menge. Zur Indexbe-
rechnung müssen aber für alle Leis-
tungsarten jeweils Preise und Men-
gen bekannt sein bzw. bestimmt wer-
den. Neben den Kosten muss mindes-
tens eine Preis- oder eine Mengenan-
gabe vorliegen. Um an diese Infor-
mation zu gelangen, bietet sich je 
nach Datenlage für die einzelnen 
Leistungen ein anderes Vorgehen an.

Bei den ambulanten Ärzte- und 
Spitalleistungen, den Physiothera-
peuten und der Spitex ist das Vorge-
hen einfach, da durch den Tarmed 
eine Unterteilung in Mengen und 
Preise bereits vorgegeben ist. Dem-
entsprechend lassen sich Taxpunkte 
als Mengen und Taxpunktwerte als 
Preise interpretieren. Taxpunktwer-
te sind kantonal unterschiedlich und 
haben sich im Laufe der Jahre 2004 
bzw. 2005 in einigen Kantonen ver-
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Wieso haben Kantone so unterschiedliche 
Gesundheitskosten?

Kostenanteil der berücksichtigten Leistungsarten am Total� T1

Leistungsart 2004 2005

Ärzte ambulant 0,24 0,23

Spital stationär 0,23 0,24

Apotheken 0,14 0,14

Spital ambulant 0,13 0,14

Pflegeheime 0,07 0,08

Medikamente Ärzte 0,07 0,07

Physiotherapeuten 0,02 0,02

Laborleistungen 0,02 0,02

SPITEX 0,02 0,02

Quelle: Eigene Berechnungen
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durchschnitt über die Jahre 1998 bis 
2004 bzw. 2005 berechnet. Die lau-
fenden Zahlungen werden zudem 
um die F+E Beiträge an die Univer-
sitätsspitäler gekürzt.

Tabelle 2 zeigt, dass die OKP-An-
teile an den Vollkosten der stationä-
ren Leistungen von öffentlichen Spi-
tälern deutlich unter 50 Prozent lie-
gen und dass diese von Kanton zu 
Kanton stark variieren1. Während im 
Kanton Neuenburg nur knapp ein 
Viertel der Vollkosten der öffent
lichen Spitäler durch die Kranken-
kassen finanziert wird, sind es in Ba-
sel-Land gut 40 Prozent. Mit anderen 
Worten werden in Neuenburg rund 
drei Viertel und in Basel-Land knapp 
60 Prozent der stationären Spital-
kosten durch die öffentliche Hand 
finanziert.

Aufgrund dieser substanziellen 
Unterschiede ändern sich die Preis-
indizes der stationären Spitalleistun-
gen teilweise deutlich beim Über-
gang von der Netto- zur Bruttobe-
trachtung. Dies zeigt sich in der Gra-
fik 1 besonders bei den Kantonen 
Genf und Neuenburg. Ohne Berück-
sichtigung der Kantonsbeiträge sind 
die Spitalpreise in Genf und Neuen-
burg nur leicht überdurchschnittlich. 
Aufgrund des hohen Subventions
anteils ergeben sich in der Bruttobe-
trachtung aber sehr hohe Preisindi-
zes. Ein Spitaltag pro Spitalkategorie 
kostet in diesen beiden Kantonen 
unter Berücksichtigung der Kan-
tonsbeiträge deutlich mehr als im 
Schweizer Durchschnitt.

Die grossen Unterschiede der 
kantonalen Bruttopreisindizes zei-
gen zudem, dass die Nettopreisdiffe-
renzen nicht nur auf unterschiedlich 
hohe Kantonsbeiträge zurückzufüh-
ren sind. So liegen etwa in St. Gallen 
die Nettopreise nicht deshalb unter 
dem Schweizer Durchschnitt, weil 
die Subventionen entsprechend hoch 
ausfallen. Im Gegenteil: Der relative 
kleine Subventionsanteil führt dazu, 
dass St. Gallen in der Bruttobetrach-
tung relativ zum gesamtschweizeri-
schen Durchschnitt noch tiefere 
Preise aufweist.

der PrämienzahlerInnen die Netto-
betrachtung im Vordergrund steht, 
drückt die Bruttobetrachtung die 
volkswirtschaftlichen Kosten inklu-
sive der entsprechenden Steuerzah-
lungen aus.

Zur Berechnung der kantonalen 
Subventionen an die öffentlichen 
Spitäler wird die BfS-Statistik Netto­
finanzbedarf der Kantone und Ge­
meinden für die Krankenhäuser ver-
wendet, welche die Zahlungen der 
öffentlichen Hand an die Spitäler in 
einer Investitions- und in einer lau-
fenden Rechnung festhält. Um In-
vestitionsschwankungen zu glätten, 
werden die Investitionen als Jahres-

ändert. In diesen Fällen wurde ein 
zeitlich gewichteter Durchschnitt 
berechnet.

Eine analoge Mengenstandardi-
sierung besteht bei den stationären 
Spitalleistungen nicht. Deshalb wird 
in diesem Bereich ein Spitaltag pro 
Spitalkategorie als Mengeneinheit 
verwendet. Dadurch wird z.B. ein 
Spitaltag in einem Aargauer Be-
zirksspital (Niveau 4) mit einem Spi-
taltag in einem Zürcher Kreisspital 
(Niveau 4) gleichgesetzt, nicht aber 
mit einem Spitaltag im Zürcher Uni-
versitätsspital. Bei den Pflegeheimen 
wird analog zu den Spitälern verfah-
ren und ein Pflegeheimtag als Men-
geneinheit gewählt.

Bei den Medikamenten und den 
Laborleistungen wird schliesslich da-
von ausgegangen, dass sich die Preise 
schweizweit nicht unterscheiden. Bei 
einem standardisierten Preis von eins 
können damit die vorliegenden Kos-
ten als Mengen verstanden werden.

Aufgrund der beschriebenen Wahl 
von Preisen und Mengen der einzel-
nen Leistungsarten ergeben sich 
Preisunterschiede zwischen den Kan-
tonen also einerseits wegen den kan-
tonal unterschiedlichen Taxpunkt-
werten des Tarmeds und andererseits 
aufgrund der unterschiedlichen impli
ziten Preise pro Spital- und Pflege
heimtag.

Nettopreise (ohne Spitalsub­
ventionen) und Bruttopreise 
(mit Spitalsubventionen)

Wegen der beträchtlichen Kan-
tonsbeiträge an die stationären Spi-
talleistungen wird eine Unterschei-
dung in eine Nettobetrachtung ohne 
Spitalsubventionen und eine Brutto-
betrachtung inklusive Spitalsubven-
tionen vorgenommen. Während aus 
der Sicht der Versicherungen und 

OKP-Anteile an den Vollkosten� T2 
der stationären Leistungen 
von öffentlichen Spitälern

Kanton/Region 2004 2005

NE 0,25 0,22

GE 0,27 0,28

BE 0,31 0,33

JU 0,31 0,27

VS 0,31 0,36

TI 0,35 0,36

LU/OW/NW 0,35 0,37

GR 0,36 0,36

SH 0,36 0,34

GL 0,37 0,40

ZG 0,37 0,37

AG 0,38 0,39

VD 0,38 0,39

FR 0,39 0,36

TG 0,39 0,41

UR 0,39 0,43

ZH 0,40 0,41

SG/AI/AR 0,40 0,40

SO 0,41 0,39

BS 0,42 0,39

SZ 0,42 0,41

BL 0,42 0,42

Quelle: Eigene Berechnungen

1	 Weil in den kleineren Kantonen nur wenige 
Spitalkategorien bestehen und dadurch die 
Daten dieser Kantone viele fehlende Werte 
enthalten, werden die Halbkantone Appen-
zell Innerrhoden und Ausserrhoden zusam-
men mit St.Gallen sowie Ob- und Nidwalden 
zusammen mit Luzern geführt.
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Neuenburg in der Bruttobetrach-
tung. Während dies bei Basel-Stadt 
und dem Tessin eine Folge der über-
durchschnittlichen Mengen ist, er-
klärt sich die Position von Bern und 
Neuenburg in erster Linie durch 
überdurchschnittliche Preise der sta-
tionären Spitalleistungen.

Zur Gruppe der Kantone mit In-
dizes nahe am Schweizer Durch-
schnitt zählen Schaffhausen, Zürich 
und Basel-Land sowie, mit Ein-
schränkung, Jura, Solothurn und 
Freiburg.

Weit links bzw. links unten im Dia-
gramm befinden sich die kosten-
günstigsten Regionen Schwyz, Zug, 
Luzern mit Ob- und Nidwalden, Uri, 
St. Gallen mit den beiden Appenzell, 
Graubünden und, etwas weniger 
ausgeprägt, Glarus. Während bei den 
Innerschweizer Kantonen v.a. der 
Mengeneffekt spielt, wird dieser bei 
den drei anderen auch noch durch 
einen gleichgerichteten Preiseffekt 
verstärkt.

Eine weniger extreme Position 
nehmen die Kantone Thurgau und 
Aargau ein, die auf der Mengenach-
se links vom Durchschnitt liegen. 
Aufgrund der relativ geringen kan-
tonalen Spitalsubventionen im Kan-
ton Thurgau liegt der Bruttopreisin-
dex deutlich unter dem Nettopreis-
index und auch unter dem Schweizer 
Durchschnitt.

Es verbleibt der Kanton Wallis mit 
leicht unterdurchschnittlichen Men-
gen und mit tiefen Preisen, die v.a. 
auf tiefe Taxpunktwerte zurückzu-
führen sind.

Allgemein zeigt Grafik 2 auch, 
dass die Kombination von kleinen 
Mengen und hohen Preisen einer-
seits und von grossen Mengen und 
tiefen Preisen andererseits in ausge-
prägter Form nicht vorkommt. Men-
gen- und Preiseffekte sind also häu-
fig gleichgerichtet und nirgends aus-
geprägt gegenläufig. So sind etwa die 

Grafik 2 dargestellt. Darin sind die 
Mengenindizes pro Kopf und die 
Preisindizes der einzelnen Kantone 
als Durchschnitt der beiden Jahre 
2004 und 2005 in einem Diagramm 
abgetragen. Bei den Preisindizes 
werden zudem der Netto- und der 
Bruttopreisindex separat abgetra-
gen. Aufgrund der Position im Dia-
gramm lassen sich nun Kantonsgrup-
pen mit ähnlichen Indexeigenschaf-
ten bilden.

Rechts oben im Diagramm sind 
Genf und, weniger ausgeprägt, 
Waadt platziert. Die beiden Kanto-
ne weisen in beiden Jahren sowohl 
überdurchschnittliche Preise wie 
auch überdurchschnittliche Mengen 
pro Kopf aus. Neben den bereits er-
wähnten hohen Bruttopreisen im 
stationären Spitalbereich kommt im 
Kanton Genf auch ein hoher Tax-
punktwert bei den ambulanten Ärz-
teleistungen zur Anwendung. Zu-
dem ist in Genf auch die Anzahl 
Taxpunkte pro Kopf deutlich über 
dem Durchschnitt, was zum ausge-
wiesenen grossen Mengenindex 
führt.

Hohe Kosten pro Kopf ergeben 
sich auch bei den Kantonen Basel-
Stadt, Tessin und Bern sowie bei 

Ergebnisse der Index­
berechnung im Überblick

Der Vergleich der kantonalen 
Mengen-, Preis- und Wertindizes der 
OKP-Leistungen über die beiden 
Jahre 2004 und 2005 hinweg zeigt 
ein recht einheitliches Bild. Dies be-
deutet, dass die Preis- und Mengen-
abweichungen der Kantone vom ge-
samtschweizerischen Mittel in einem 
Jahr nicht zufällig sind, sondern Aus-
druck einer strukturellen Abwei-
chung darstellen, die sich in den 
meisten Fällen auch im nächsten 
Jahr feststellen lässt. Eine Einschrän-
kung zu diesem homogenen Bild ist 
in Bezug auf die stationären Spital-
leistungen angebracht. Bei diesem 
Kostenblock sind die Unterschiede 
der beiden untersuchten Jahre grös
ser und lassen sich wahrscheinlich 
nicht in jedem Fall durch spezielle 
Ereignisse oder Faktoren erklären. 
Ein Teil dieser Unterschiede dürfte 
aufgrund von zufälligen Einflüssen 
entstehen, die sich nicht zuletzt auf-
grund der wenig spezifischen Daten-
situation im stationären Spitalbe-
reich verstärkt2.

Ein Überblick über die Ergebnis-
se der Indexberechnungen ist in der 

Stationäre Spitalpreisindizes ohne und mit Kantonsbeiträgen 2004 bis 2005 �G1

Quelle: Eigene Berechnungen
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2	 Aus diesem Grund werden die Daten zur Be-
rechnung der Spitalindizes über die beiden 
Jahre aggregiert und nicht für jedes Jahr ein-
zeln ausgewiesen. Dadurch wird eine Glät-
tung von zufälligen Abweichungen erreicht.
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können gut 85 Prozent der kantona-
len Mengendifferenzen erklären.

Der Frauenanteil in den Kantonen 
variiert zwischen 49,4 und 52,7 Pro-
zent. Die geschätzte Zahl von 7,81 
bedeutet, dass ein um einen Prozent-
punkt höherer Frauenanteil die 
Menge an Gesundheitsleistungen 
pro Kopf um 7,81 Prozentpunkte er-
höht. Bei der Deprivationsrate be-
trägt der entsprechende Effekt 1,19 
Prozentpunkte.

Aus dem geschätzten Parameter 
der Ärztedichte von 70,00 lässt sich 
ableiten, dass eine doppelte so hohe 
Dichte an Arztpraxen pro Bevölke-
rung mit einer Erhöhung der Men-
gen aller OKP-Gesundheitsleistun-
gen pro Kopf um rund zehn Prozent-
punkte einhergeht. Damit ist aller-
dings noch nichts über die Kausali-
tätsrichtung des Zusammenhangs 
von Ärztedichte und Gesundheits-
leistungen gesagt. Letztlich lässt sich 
diese nur theoretisch begründen. 
Dem Argument, dass Ärzte sich dort 
niederlassen, wo die Nachfrage gross 
ist, steht dabei die Theorie der an
gebotsinduzierten Nachfragesteige-
rung entgegen, welche in diesem Zu-
sammenhang besagt, dass Ärzte die 
Nachfrage zumindest teilweise sel-
ber steuern können.

Neben den aufgelisteten Faktoren 
mit signifikantem Einfluss zeigt sich 

nicht wie sonst üblich Kostendiffe-
renzen analysiert werden.

Wegen der eher geringen Anzahl 
Beobachtungen (22 Kantone bzw. 
Regionen über zwei Jahre hinweg) 
ist aus statistischen Gründen eine 
Beschränkung bei der Auswahl der 
in der Literatur verwendeten Ein-
flussfaktoren unumgänglich. Aus 
diesem Grund wurde die Alters-
struktur eines Kantons in einer ein-
zigen Zahl zusammengefasst. Eben-
so wurde aus der Summe der Ar-
beitslosen-, der Armuts- und der In-
validitätsquote eine so genannte 
Deprivationsrate für jeden Kanton 
errechnet, die anzeigen soll, wie 
gross der Anteil der Personen in ei-
nem Kanton ist, die mit einer Ent-
behrung zu leben haben. Weiter wur-
den alle Faktoren, die in einer ersten 
Regressionsrunde keinen nennens-
werten Einfluss auf die Gesundheits-
leistungen pro Kopf auswiesen, eli-
miniert.

Tabelle 3 zeigt die Ergebnisse der 
Regression des Mengenindexes pro 
Kopf auf die drei Grössen Frauenan-
teil, Deprivationsrate und Ärzte-
dichte. Diese drei Variablen zeigen 
einen signifikanten Einfluss auf die 
Pro-Kopf-Gesundheitsleistungen und 

Pro-Kopf-Kosten in Graubünden,  
St.Gallen und Uri tief, weil weniger 
Leistungen konsumiert werden und 
diese Leistungen zudem billiger sind 
als im Schweizer Durchschnitt.

Ebenso zeigt die Abbildung, dass 
die Streuung in der Horizontalen 
grösser ist als in der Vertikalen. Da-
mit kommt zum Ausdruck, dass in 
der Regel der Mengeneffekt stärker 
als der Preiseffekt ist und daher kan-
tonale Kostenunterschiede zu einem 
grossen Teil, aber eben nicht aus-
schliesslich, durch kantonale Men-
genunterschiede erklärt werden 
können.

Statistische Analyse der 
kantonalen 
Mengenunterschiede

In einem weiteren Schritt lassen 
sich die kantonal unterschiedlichen 
Mengenindizes pro Kopf statistisch 
erklären. Es wird also untersucht, 
aufgrund welcher Faktoren die Be-
völkerung in den einzelnen Kanto-
nen mehr oder weniger Gesund-
heitsleistungen in Anspruch nimmt. 
Das Vorgehen ist insofern neu, als 
erstmals Mengendifferenzen und 

Preis- und Mengenindizes 2004 und 2005 � G2

Quelle: Eigene Berechnungen
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Regressionsresultate:� T3 
Mengenindex pro Kopf alle 
Leistungen netto

Konstante
-3,28**
(0,002)

Frauenanteil
7,81**
(0,001)

Deprivationsrate
1,19*

(0,038)

Ärztedichte
70,00**
(0,01)

korrigiertes R2 0,86

Signifikanzniveaus: 0 “**“ 0,01 “*“ 0,05, 
in Klammern jeweiliger p-Wert
Quelle: Eigene Berechnungen
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Die impliziten Spitalpreise können 
als Effizienzindikator interpretiert 
werden, indem hohe Preise eine ge-
ringe Effizienz ausdrücken und um-
gekehrt.

Die unterschiedlichen Mengen 
lassen sich teilweise durch sozioöko-
nomische Faktoren erklären, welche 
sich politisch nicht oder zumindest 
nur indirekt beeinflussen lassen. Der 
Zusammenhang mit der Ärztedichte 
zeigt sich ebenfalls deutlich. Eine 
Regulierung dieser Grösse liesse 
sich allerdings nur unter der Bedin-
gung rechtfertigen, dass die Kausali-
tätsrichtung von der Ärztedichte zu 
den in Anspruch genommenen Men-
ge geht und nicht in die umgekehrte 
Richtung.

Die ausführliche Studie mit dem 
Titel Bestimmung und Erklärung der 
kantonalen Mengenindizes der OKP-
Leistungen steht unter pd.zhaw.ch/
hop/1486960037.pdf als Download 
zur Verfügung.

Reto Schleiniger, Prof. Dr., Dozent,  
Zürcher Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften.  
E-Mail: shie@zhaw.ch

Frauenanteil und die Deprivations-
rate relativ klein sind. Umgekehrt 
sind der Frauenanteil und die Depri-
vationsrate in den Kantonen Genf, 
Waadt, Basel-Stadt und Tessin rela-
tiv hoch, was zur Inanspruchnahme 
von mehr Gesundheitsleistungen pro 
Kopf führt.

Fazit

Die Aufschlüsselung der kantona-
len Gesundheitskostendifferenzen 
der Grundversicherung in Mengen 
und Preiseffekte zeigt, dass ein gros
ser Teil der Differenzen dadurch 
entsteht, dass in den einzelnen Kan-
tonen unterschiedliche Mengen an 
Gesundheitsleistungen in Anspruch 
genommen werden. Daneben beste-
hen aber auch Preisunterschiede 
zwischen den Kantonen, die sich v.a. 
unter Berücksichtigung der Kan-
tonsbeiträge an die Spitäler, also in 
der Bruttobetrachtung, zeigen. Die 
Preisdifferenzen gehen einerseits auf 
die unterschiedlichen politisch fest-
gelegten Taxpunktwerte im ambu-
lanten Bereich und andererseits auf 
divergierende implizite Preise im 
stationären Spitalbereich zurück. 

sowohl bei den Preisen, beim Ein-
kommen und beim Alter kein nen-
nenswerter Zusammenhang. Die 
kantonalen Unterschiede in den Ge-
sundheitsleistungen pro Kopf lassen 
sich also weder durch kantonal un-
terschiedlich hohe Preise dieser 
Leistungen noch durch verschieden 
hohe Einkommensniveaus zwischen 
den Kantonen noch durch unter-
schiedliche Altersstrukturen erklä-
ren. Bezüglich der Preise und des 
Einkommens überrascht dies nicht, 
da ja nur Leistungen der obligatori-
schen Krankenpflegeversicherung 
berücksichtigt werden. Die Schätz-
resultate bezüglich des Alters stüt-
zen eine in den letzten Jahren ver-
mehrt diskutierte These, dass nicht 
das Alter an sich, sondern vielmehr 
die Restlebenserwartung einen Ein-
fluss auf die in Anspruch genomme-
nen Gesundheitsleistungen ausübt.

Dennoch zeigen die Regressions-
resultate in Tabelle 3, dass sich zu-
mindest ein Teil der kantonalen 
Mengendifferenzen durch sozioöko-
nomische Faktoren wie Geschlecht 
und Deprivation erklären lassen. So 
sind etwa die Pro-Kopf-Mengen im 
Kanton Uri auch deshalb relativ ge-
ring, weil in diesem Kanton der 


